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Institutioneller Rahmen 

Mit dem Umsetzungs- und Fortschrittsbericht 2009 infor- 
miert die Bundesregierung die Europäische Union, die ge- 
setzgebenden Körperschaften in Deutschland sowie die 
europäische und deutsche Öffentlichkeit über Vorhaben, 
die seit Verabschiedung des Nationalen Reformprogramms 
fNRP) 2008 bis 2010 (Bundestagsdrucksache 16/10250) 
im August 2008 im Rahmen der erneuerten Lissabon- 
Strategie auf den Weg gebracht und durch den Gesetzge- 
ber umgesetzt wurden bzw. mit deren Umsetzung in 
Kürze zu rechnen ist. Die Bundesregierung berücksichtigt 
dabei insbesondere die im NRP 2008 bis 2010 mit Blick 
auf die Integrierten Leitlinien für Wachstum und Beschäf- 
tigung festgelegten politischen Reformprioritäten für 
mehr Wachstum und Beschäftigung sowie die Empfeh- 
lungen des Rates zu den 2009 aktualisierten Grundzügen 
der Wirtschaftspolitik und zur Umsetzung der Beschäfti- 
gungspolitik in Deutschland (sog. länderspezifische Emp- 
fehlungen). 

Teil 1 des hier vorgelegten Umsetzungs- und Fortschritts- 
berichts beschreibt die aktuelle wirtschaftliche Lage, die 
wirtschaftspolitische Strategie der Bundesregierung so- 
wie die wichtigsten Reformen für mehr Wachstum und 
Beschäftigung in der Zeit von August 2008 bis Juli 2009. 
Teil 2 legt ausführlich in Form einer Tabelle alle konkre- 
ten Maßnahmen der Reformstrategie dar, die in diesem 
Zeitraum auf den Weg gebracht und durch den Gesetzge- 
ber umgesetzt wurden bzw. mit deren Umsetzung in 
Kürze zu rechnen ist. 

Wie in den vergangenen Jahren wurde der Umsetzungs- 
und Fortschrittsberichts 2009 durch die Bundesregierung 
unter Federführung des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft und Technologie erstellt. Die Länder waren an der 
Erstellung des Berichts beteiligt. Die Wirtschaftsver- 
bände, Gewerkschaften und kommunalen Spitzenver- 
bände wurden angehört. Der Bundesrat hat den Bericht 
vor Übermittlung an die Europäische Kommission bera- 
ten. Dem Bundestag wurde der Bericht zugeleitet; er kann 
ihn aufgrund der Bundestagswahl am 27. September 2009 
erst nach der Übermittlung an die Kommission beraten. 
Der Bericht wird veröffentlicht und bietet damit eine 
Grundlage für eine parlamentarische sowie öffentliche 
Debatte zur Fortentwicklung des Beitrags der Bundes- 
republik Deutschland zur gemeinschaftlichen Lissabon- 
Strategie. 

Teil 1: 

Reform Politik 2008 bis 2009 

I. Aktuelle Wirtschaftslage und wirtschafts- 
politische Strategie der Bundesregierung 

Finanz- nnd Wirtschaftskrise 

1 . Die deutsche Wirtschaft steht in diesem Jahr vor dem 
größten Belastungstest seit Bestehen der Bundesrepublik. 
Der Einbmch des Welthandels infolge der weltweiten 
Finanz- und Wirtschaftskrise hat die deutsche Wirtschaft 
aufgrund ihrer starken Exportorientierung besonders stark 
getroffen. Der private Konsum kann - nicht zuletzt we- 
gen der fiskalpolitischen Impulse - die Entwicklung zwar 


stabilisieren, den dämpfenden Einfluss der Weltwirtschaft 
aber nicht völlig kompensieren. 

2. Bei der Bewältigung der aktuellen Herausforderun- 
gen profitiert die deutsche Wirtschaft von einer erheblich 
besseren Verfassung als am Ende des vorangegangenen 
Konjunkturzyklus. Die Reformstrategie der Bundesregie- 
rung hat Früchte getragen. Die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen in Deutschland hat sich im internationalen 
Vergleich erhöht. 2008 gab es mit mehr als 40 Millionen 
Erwerbstätigen im Jahresdurchschnitt einen Beschäfti- 
gungsrekord in der Geschichte der Bundesrepublik. Die 
Arbeitslosigkeit sank von 4,9 Millionen im Jahresdurch- 
schnitt 2005 auf unter 3,3 Millionen im vergangenen Jahr. 

Konjunkturgerechte Wirtschafts- und Finanzpolitik 

3. Insbesondere die Finanzpolitik hatte in den vergange- 
nen Jahren große Fortschritte bei der Konsolidierung ge- 
macht. Im Jahr 2008 war der Staatshaushalt nahezu aus- 
geglichen. Die fiskalische Disziplin der vergangenen drei 
Jahre macht es in der aktuellen Situation möglich, die 
automatischen Stabilisatoren voll wirken und damit die 
öffentlichen Haushalte im Sinne einer konjunkturgerech- 
ten Finanzpolitik atmen zu lassen. Zudem war die Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik in der Lage, dem konjunkturel- 
len Abschwung wirkungsvoll entgegenzutreten, wie sie 
das getan hat: 

- im Oktober 2008 mit dem - nun angepassten - Maß- 
nahmenpaket zur „Stabilisierung der Finanzmärkte“ 
(vgl. Tabelle lfd. Nm. (28) bis (30)), 

- ebenfalls im Oktober 2008 mit dem „Maßnahmen- 
paket zur Senkung der steuerlichen Belastung, Stabili- 
sierung der Sozialversicherungsabgaben und für In- 
vestitionen in Familien“, 

- im November 2008 mit dem 15-Punkte-Programm 
„Beschäftigungssicherung durch Wachstumsstärkung“ 
(Konjunkturpaket 1) (vgl. Tabelle lfd. Nr. (1)) sowie 

- im Januar 2009 mit dem „Pakt für Beschäftigung und 
Stabilität in Deutschland“ (Konjunkturpaket 11) (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. (2)). 

4. Mit den beiden Konjunkturpaketen hat die Bundes- 
regierung in einem finanziellen Kraftakt eine Reihe von 
langfristig sinnvollen, kurzfristig umsetzbaren und rasch 
wirksamen Maßnahmen auf den Weg gebracht. Die Bun- 
desregierung ist dabei dem Konzept einer konjunkturge- 
rechten Wachstumspolitik gefolgt, also einer Politik, die 
das wachstumspolitisch Richtige mit dem konjunkturpoli- 
tisch Erforderlichen kombiniert. 

Ziel der beiden Pakete war es, in einer möglichst frühen 
Phase der konjunkturellen Abschwächung stabilisierende 
Maßnahmen einzuleiten, die nachfragewirksame Impulse 
geben und die zugleich im Einklang mit der Lissabon- 
Strategie das langfristige Potenzialwachstum erhöhen 
können. Auf diese Weise trägt die Bundesregierung dazu 
bei, gleichzeitig die Binnennachfrage und die Wachstum- 
skräfte zu stärken (vgl. Jahreswirtschaftsbericht 2009 
„Konjunkturgerechte Wachstumspolitik“, Bundestags- 
drucksache 16/11650). 
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Erheblicher Beitrag zu den Konjunkturmaßnahmen 
in der EU 

5. Deutschland hat damit in erheblichem Maße zu den 
koordinierten Bemühungen auf europäischer Ebene ent- 
sprechend den Schlussfolgerungen des Europäischen Ra- 
tes vom 1 1 ./12. Dezember 2008 beigetragen. Der Umfang 
der beschlossenen konjunkturwirksamen Maßnahmen 
einschließlich der Pendlerpauschale und der inzwischen 
erfolgten Erweiterungen beträgt mehr als 95 Mrd. Euro. 
Das entspricht ungefähr 4 Prozent des Bruttoinlandspro- 
dukts eines Jahres und liegt damit deutlich über der Vor- 
gabe des Europäischen Rates. Zusammen mit den auto- 
matischen Stabilisatoren (deren Wirkung die Europäische 
Kommission auf 3,1 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
in diesem Jahr schätzt) leistet Deutschland damit einen 
weit überdurchschnittlichen Beitrag zur Krisenbewälti- 
gung in der EU. 

Aktuelle Lage 

6 . Nach der Projektion der Bundesregierung wird das 
Bruttoinlandsprodukt im Jahresdurchschnitt 2009 um 
rund 6,0 Prozent abnehmen, nach -1-1,3 Prozent im ver- 
gangenen Jahr. Trotz der guten Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft im internationalen Vergleich sind 
die Ausfuhren massiv zurückgegangen. Damit verbunden 
ist eine merklich gesunkene Kapazitätsauslastung des 
verarbeitenden Gewerbes. Da aufgrund der relativ stabi- 
len Binnennachfrage die Importe in geringerem Umfang 
zurückgegangen sind, hat sich der negative Wachstums- 
effekt des Außenbeitrags weiter verstärkt. Zugleich leistet 
Deutschland damit einen Stabilisierungsbeitrag für seine 
Handelspartner. Anzeichen für eine Bodenbildung sind 
erkennbar. Die Bundesregierung rechne! mif einer baldi- 
gen Sfabilisierung der konjunkfurellen Enfwicklung. Im 
Verlauf dieses Jahres beginnen die wachsfumsstützenden 
Maßnahmen zu wirken. 

7. Der Abschwung isf inzwischen am Arbeifsmarkf an- 
gekommen. Die Erwerbsfäfigkeit wird nach der Projek- 
tion der Bundesregierung im Jahresdurchschnitt 2009 um 
rund 500 000 Personen sinken. Gleichzeitig nimmt die 
Arbeitslosigkeit zu. Allerdings ist die Arbeitslosenzahl 
trotz eines auch relativ zu anderen Ländern scharfen Kon- 
junktureinbruchs bisher im internationalen Vergleich nur 
langsam gestiegen. Dazu hat insbesondere zu Beginn des 
Abschwungs auch die neu hinzugewonnene Flexibilität 
am Arbeitsmarkt etwa in Form von Arbeitszeitkonten bei- 
getragen. ln der jetzigen Phase erweist sich vor allem das 
erleichterte Kurzarbeitergeld zunehmend als Schlüsselin- 
strument. Es spricht vieles dafür, dass der Arbeitsmarkt 
sich aufgrund einer verbesserten Anpassungsfähigkeit der 
Beschäftigung schneller von negativen konjunkturellen 
Einflüssen wird erholen können als nach früheren Ab- 
schwüngen. 

Exit-Strategie und Bedeutung der Lissabon-Strategie 

8 . Die kurzfristig von der Bundesregierung zur Abmilde- 
mng des konjunkturellen Abschwungs ergriffenen Maß- 


nahmen - insbesondere die umfangreichen Steuer- und Ab- 
gabenentlastungen und Infrastrukturinvestitionen - zielen 
darauf ab, im Einklang mit der Lissabon-Strategie das 
Wachstumspotenzial zu erhöhen. Gleichzeitig bringt die 
Befristung bei einigen konjunkturellen Maßnahmen 
ebenso wie die Befristung des Kredit- und Bürg- 
schaftsprogramms („Wirtschaftsfonds Deutschland“) zum 
Ausdruck, dass die Bundesregierung im Sinne einer Exit- 
Strategie eine Reduzierung der Staatsquote und eine 
Rückkehr zum erfolgreichen Konsolidierungskurs der 
vergangenen Jahre anstrebt, sobald die Krise überwunden 
ist. Diese Exit-Strategie ist wichtig, um das Vertrauen von 
Investoren und Verbrauchern, Unternehmen und Arbeit- 
nehmer in die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen zu sichern. Die Glaubwürdigkeit dieser Exit- 
Strategie wird insbesondere auch durch die neue, verfas- 
sungsrechtlich verankerte Schuldenregel gestärkt. 

9. Die Bundesregierung wird an die strukturellen Refor- 
men anknüpfen, deren Erfolge sich in den vergangenen 
drei Jahren bei Wachstum und Beschäftigung gezeigt ha- 
ben. Dementsprechend verliert sie die mittelfristigen He- 
rausforderungen nicht aus dem Blick, wie insbesondere 
neue Regeln für eine intemafionale Finanzmarkf Ordnung, 
die Bewältigung des demografischen Wandels und die 
Bekämpfung des Klimawandels. Im Hinblick auf diese 
Herausforderungen und die im NRP 2008 bis 2010 ge- 
setzten sechs Reformprioritäten hat die Bundesregierung 
im vergangenen Jahr gute Fortschritte erzielt. 

II. Wissensgesellschaft und Innovation 
voranbringen 

Leitlinien 7, 8, 9 

1 0. Gerade in der Krise ist es notwendig, Anreize für In- 
vestitionen in zukünftiges Wachstum und Beschäftigung 
zu erhalten und zu verbessern. Daher hat die Bundes- 
regierung im Rahmen des Konjunkturpakets 11 den Kom- 
munen und Ländern 6,5 Mrd. Euro für zusätzliche Inves- 
titionen im Bereich Bildungsinfrastruktur zur Verfügung 
gestellt. Ebenfalls im Rahmen des „Konjunkturpakets 11 
hat die Bundesregierung die Aufstockung und Erweite- 
rung des Zentralen Innovationsprogramms Mittelstand 
(ZIM), die Förderung der Elektromobilität und eine Breit- 
bandstrategie beschlossen (vgl. Tabelle laufende Nr. (2)). 

„Qualifizierungsinitiative für Deutschland“ 

Leitlinien 23, 24 

1 1 . Mit der „Qualifizierungsinitiative für Deutschland“ 
haben die Regierungschefs von Bund und Ländern im 
Oktober 2008 ein umfassendes Programm zur Qualitäts- 
verbesserung des Bildungssystems und zur Sicherung des 
Fachkräftebedarfs beschlossen (vgl. Tabelle lfd. Nr. (3)). 
Wichtigste Vereinbarung der Qualifizierungsinitiative ist 
das Ziel, die Bildungs- und Forschungsausgaben bis zum 
Jahr 2015 auf insgesamt 10 Prozent des Bruttoinlandspro- 
dukts zu erhöhen. Darüber hinaus soll die Zahl der jungen 
Erwachsenen ohne Berufsabschluss halbiert werden. 
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Europäische Strukturpolitik 

12 . Die Förderung aus den EU- Strukturfonds der För- 
derperiode 2007 bis 2013, in der Deutschland rund 
26,3 Mrd. Euro erhalten wird, ist angelaufen. Diese EU- 
Mittel werden - auch im Rahmen der überwiegend regio- 
nal ausgerichteten Operationellen Programme - zu einem 
beträchtlichen Teil für die Reformprioritäten des NRP zur 
Stärkung von Wachstum und Beschäftigung eingesetzt. 
Thematische Schwerpunkte der deutschen Programme 
des Europäischen Regionalfonds (EFRE) sind Innovation 
und Förderung des Untemehmergeistes, Forschung und 
Entwicklung, die Förderung von kleinen und mittleren Un- 
ternehmen (KMU) sowie der Ausbau überregionaler Ver- 
kehrsverbindungen insbesondere in den neuen Bundeslän- 
dern. Von zentraler Bedeutung angesichts der aktuellen 
konjunkturellen Lage sind Maßnahmen, die der langfris- 
tigen Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit von 
Regionen dienen wie z. B. Technologietransfer, Diversifi- 
zierung der Wirtschaftsstruktur und Bewältigung des 
Strukturwandels sowie Darlehens- und Bürgschaftspro- 
gramme und Wettbewerbsverfahren. 

13 . Im Bereich des Europäischen Sozialfonds (ESF) 
entfallen gut 60 Prozent der ESF-Mittel auf die 17 Län- 
derprogramme und knapp 40 Prozent auf das ESF-Bun- 
desprogramm. Die Ausrichtung des ESF in Deutschland 
orientiert sich ebenfalls an der Lissabon- Strategie und da- 
mit thematisch an den vier Prioritäten Anpassungsfähig- 
keit und Untemehmergeist, Verbesserung des Human- 
kapitals, Beschäftigung und soziale Integration sowie 
Transnationale Maßnahmen, ln Reaktion auf die konjunk- 
turelle Krise wurde insbesondere die Förderung der Wei- 
terbildung von Beschäftigten gestärkt, beispielsweise 
durch das ESF-ko finanzierte Programm Qualifizierung in 
Kurzarbeit. Die EU-Strukturpolitik trägt durch die Ver- 
knüpfung mit der Lissabon-Strategie dazu bei, dass auch 
die strukturschwächeren Regionen mehr Wachstum erzie- 
len können und die bestehenden regionalen Disparitäten 
verringert werden. 

III. Märkte offen gestalten und Wettbewerb 
stärken 

Länderspezifische Empfehlung 1.1 
Leitlinien 6, 12, 13 

14 . Mit dem im April 2009 in Kraft getretenen Gesetz 
zur Modernisierung des Vergaberechts und der Vereinfa- 
chung der Verdingungs- bzw. Vergabe- und Vertragsord- 
nung hat die Bundesregierung Transparenz und Wettbe- 
werb im Bereich des öffentlichen Beschaffungswesens 
verbessert (vgl. Tabelle lfd. Nr. (17)). Insbesondere wurde 
die Zugangsmöglichkeit von KMU zu öffentlichen Auf- 
trägen weiter verbessert. Auf untergesetzlicher Ebene 
(Regelungen zu den Verfahren im Einzelnen, vgl. Tabelle 
lfd. Nr. (18)) soll mit der Einführung einer Veröffentli- 
chungspfiicht auf einer zentralen Plattform der Zugang zu 
Ausschreibungen erleichtert werden. Insbesondere durch 
die ausdrückliche Zulassung von Eigenerklärungen zum 
Nachweis der Eignung können interessierte Unternehmen 
ihre Kosten wesentlich senken. Dies stärkt ebenfalls den 
Wettbewerb. 


1 5. Mit der Ende Mai 2009 vom Kabinett beschlossenen 
Sektorenverordnung (vgl. Tabelle lfd. Nr. (19)) wird für 
die Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und 
Verkehrsversorgung eine spürbare Erleichterung der 
Rechtsanwendung erreicht. Bisher auf zwei untergesetzli- 
che Verdingungsordnungen verteilte Regelungen werden 
zusammengefasst. Ein wesentliches Vereinfachungs- 
merkmal ist die zukünftige Wahlfreiheit der Vergabeart 
durch die Auftraggeber. 

Länderspezifische Empfehlung 1.2 

1 6. Darüber hinaus hat die Bundesregierung mit der No- 
vellierung der Honorarordnung für Archifekten und Inge- 
nieure die Chancen zur Aushandlung marktgerechter Ver- 
träge verbessert. Dies wird dazu beitragen, die anerkannt 
hohe Qualität der Planung in Deutschland weiter zu festi- 
gen (vgl. Tabelle lfd. Nr. (20)). 

IV. Rahmenbedingungen für 

unternehmerische Tätigkeit verbessern 

Leitlinien 1, 3, 14 

Steuerliche Rahmenhedingungen verbessert 

17. Die Bundesregierung ist den Folgen der weltweiten 
Abschwächung der Konjunktur mit gezielten steuerlichen 
Maßnahmen begegnet. Im Rahmen des Konjunkturpakets 1 
wurden die Investitionsmöglichkeiten vor allem von 
KMU zeitlich befristet verbessert und ausgeweitet. Die 
Unternehmen profitieren von Investitionsabzugsbeträgen 
und verbesserten Abschreibungsbedingungen. Dies unter- 
stützt Liquidität und Eigenkapitalbildung und stärkt die 
Investitions- und Innovationskraft. Das Handwerk profi- 
tiert davon, dass die Steuerermäßigung für private Haus- 
halte bei Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen 
für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modemisierungs- 
maßnahmen deutlich verbessert wurde. 

18. Die Senkung der Einkommensteuer und von Sozial- 
abgaben im Rahmen des Konjunkturpakets 11 entlastet 
Bürger und Unternehmen im Umfang von insgesamt 
18 Mrd. Euro jährlich. Dies stärkt die private Kaufkraft 
und verbessert gleichzeitig die Anreize für Beschäftigung 
und private Investitionen. 

19 . Mit dem Bürgerentlastungsgesetz wurde die Mög- 
lichkeit geschaffen, ab dem 1. Januar 2010 Beiträge für 
die Kranken- und Pflegeversicherung sfeuerlich abzusef- 
zen, soweif damif eine Absicherung auf Basis der gesefzli- 
chen Kranken- und der sozialen Pflege-Pfiichfversicherung 
erreicht wird. Darüber hinaus wurden im Bereich der Un- 
temehmensbesteuerung einige Erleichterungen einge- 
führt: Die Ist- Versteuerungsgrenze wurde befristet bis 
2011 von 250 000 Euro auf 500 000 Euro angehoben. 
Dies bedeutet, dass ein Unternehmen, dessen Umsatz un- 
ter 500 000 Euro pro Jahr liegt, die Umsatzsteuer erst 
nach der Bezahlung der Rechnung durch den Abnehmer 
an das Finanzamt abführen muss. Darüber hinaus wurde 
die Freigrenze, bis zu der Zinsausgaben steuerlich in vol- 
ler Höhe abgesetzt werden können, befristet für 2008 und 
2009 von 1 Mio. Euro auf 3 Mio. Euro angehoben. Mif 
dieser Maßnahme wird der krisenbedingfe Ansfieg der 
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Zinsausgaben berücksichtigt. Ebenfalls befristet bis 2009 
bleiben Verlustvorträge erhalten, wenn ein Untemeh- 
menskauf erfolgt, um dort eine Sanierung durchzuführen 
und bestimmte Bedingungen eingehalten werden. 

G20-Beschlüsse rasch umsetzen 

20. Die im Zuge der Finanzmarktkrise aufgedeckten 
Schwachstellen des internationalen Finanzsystems erfor- 
dern eine neue globale Finanzmarktarchitektur, um der 
Gefahr systemischer Krisen auf den Finanzmärkten in 
Zukunft so weit wie möglich vorzubeugen. Die Bundes- 
regierung arbeitet deshalb mit ihren Partnern daran, das 
internationale Regelsystem für die Finanzmarktakteure 
mittel- und langfristig neu zu justieren. Es geht vor allem 
darum, die Aufsicht über das Eigenkapital-, Risiko- und 
Liquiditätsmanagement zu stärken, Transparenz - auch 
bei Ratings - und die Bewertungsstandards zu verbessern 
sowie die Zusammenarbeit zwischen den nationalen Auf- 
sichtsbehörden und das grenzüberschreitende Krisenma- 
nagement zu intensivieren. Die Beschlüsse der G20 gilt 
es nun rasch umzusetzen. 

Finanzmärkte stabilisiert nnd Finanzmarktordnnng 
gestärkt 

21 . Auf nationaler Ebene wurden in kurzer Zeit weit rei- 
chende Maßnahmen ergriffen, die sowohl der Stabilisie- 
rung des Finanzmarktsy Sterns als auch der Verbesserung 
der Finanzmarktregulierung dienen. Mit dem im Oktober 
2008 in Kraft getretenen Finanzmarktstabilisierungsge- 
setz (vgl. Tabelle lfd. Nr. (28)) wurde die gesetzliche 
Grundlage für die Umsetzung des Maßnahmenpakets der 
Bundesregierung zur Stabilisierung des deutschen 
Finanzsektors angesichts der Finanz- und Wirtschafts- 
krise geschaffen. Das Maßnahmenpaket bietet die Über- 
nahme von Garantien, Gewährung von Eigenkapitalun- 
terstützung sowie die Übernahme von Risikopositionen. 
Es hat ein Gesamtvolumen von 480 Mrd. Euro, die über 
den Sonderfonds Finanzmarktstabilisierung (SoFFin) an 
die Antragsteller vergeben werden. 

22. Auf der Grundlage der ersten praktischen Erfahrun- 
gen mit dem Maßnahmenpaket des Finanzmarktstabilisie- 
rungsgesetzes wurde das Finanzmarktstabilisierungser- 
gänzungsgesetz erarbeitet, das im April 2009 in Kraft 
getreten ist (vgl. Tabelle lfd. Nr. (29)). Neben Anpassun- 
gen des Gesellschafts- und Übemahmerechts enthält es 
insbesondere das Rettungsübemahmegesetz, das als 
„ultima ratio“ eine Enteignung von Banken ermöglicht. 
Darüber hinaus ist mit dem Gesetz zur Fortentwicklung 
der Finanzmarktstabilisierung die Grundlage für die 
Übernahme von risikobehafteten Vermögenswerten ge- 
schaffen worden (auch als „Bad Bank“ bezeichnet) (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. (30)). 

23. Im Juni 2009 ist das Gesetz zur Änderung des Einla- 
gensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetzes und 
anderer Gesetze in Kraft getreten, das u. a. die Ände- 
rungsrichtlinie zur EU-Einlagensicherungsrichtlinie in 
deutsches Recht umsetzt (vgl. Tabelle lfd. Nr. (44)). 
Durch die Umsetzung dieser Richtlinie wurde die Min- 
destdeckung für Einlagen von 20 000 Euro auf 


50 000 Euro angehoben und die bisherige Verlustbeteili- 
gung des Einlegers in Höhe von 10 Prozent abgeschafft. 

24. Darüber hinaus werden die Rechte von Anlegern 
durch das Gesetz zur Neuregelung der Rechtsverhältnisse 
bei Schuldverschreibungen aus Gesamtemissionen und 
zur verbesserten Durchsetzbarkeit von Ansprüchen von 
Anlegern aus Falschberatung gestärkt. Das Gesetz ver- 
bessert insbesondere die Durchsetzbarkeit von Ansprü- 
chen im Fall einer Falschberatung durch eine verschärfte 
Pflicht zur Beratungsdokumentation und durch eine Ver- 
längerung der Verjährungsfrist von Schadensersatz- 
ansprüchen bei Falschberatung. 

V. Öffentliche Finanzen tragfähig gestalten - 
nachhaltiges Wachstum sichern - 
soziale Sicherheit wahren 

Leitlinien 1, 2, 3, 6 
Konjnnktnrgerechte Finanzpolitik 

25. Dank der erfolgreichen Konsolidierungspolitik seit 
2005 konnte der Staat der Krise entgegenwirken. Neben 
den konjunkturellen Maßnahmen der Bundesregierung 
wirken insbesondere auch die sozialen Sicherungssysteme 
(Arbeitslosen- und Rentenversicherung, Gesundheits- und 
Pflegesystem) stabilisierend. Allerdings hinterlassen die 
erheblich verschlechterten gesamtwirtschaftlichen Rah- 
menbedingungen deutliche Spuren in den öffentlichen 
Haushalten. 

26. Die ursprüngliche und im NRP 2008 aufgeführte 
Zielsetzung eines ausgeglichenen Bundeshaushalts im 
Jahr 2011 ist infolge der schweren Wirtschaftskrise nicht 
realisierbar. Die Erosion der Einnahmen mit prognosti- 
zierten Steuerausfällen von insgesamf 316 Mrd. Euro ge- 
genüber vorausgegangenen Sfeuerschäfzungen (davon 
beim Bund mehr als 150 Mrd. Euro) in den Jahren 2009 
bis 2012 sowie zusätzliche Belastungen etwa aufgrund 
steigender Arbeitsmarktausgaben, aber auch aufgrund der 
ergriffenen Maßnahmen zur Konjunkturstabilisierung 
führen dazu, dass die für die Jahre 2009 und 2010 zu er- 
wartenden Defizife die bisherigen Höchsfsfände nach der 
Wiedervereinigung deutlich übertreffen werden. 

Neue verfassungsrechtliche Schuldenregel 

27. Das Ziel eines ausgeglichenen Staats- und Bundes- 
haushaltes bleibt aber unverändert gültig. Die langfristige 
Sicherung der erreichten Erfolge bei der strukturellen 
Konsolidierung ist die entscheidende Voraussetzung, um 
verstärkt Akzente in zukunftsorientierten Bereichen set- 
zen zu können. 

28. Die Einführung einer neuen verfassungsrechtlichen 
Regelung zur Kreditaufnahme mit dem Erfordernis 
grundsätzlich ausgeglichener Haushalte wird Bund und 
Länder in Zukunft auf einen strikten Konsolidierungspfad 
verpflichten und auf diese Weise das Vertrauen in die 
langfristige Tragfähigkeit der Finanzpolitik stärken (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. (46)). Im nächsten Aufschwung müssen 
die öffentlichen Haushalte rasch wieder auf Konsolidie- 
rungskurs gebracht werden. Dabei strebt die Bundes- 
regierung die richtige Balance zwischen Konsolidierung 
und nachhaltiger Wachstumsstärkung an. 
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VI. Ökologische Innovation als Wettbewerbs- 
vorteil nutzen - Energieversorgung 
sichern - Klimawandel bekämpfen 

Nachhaltige Energieversorgung und effiziente 

Technologien 

Leitlinie 11 

29. Eine kostengünstige, sichere und umweltschonende 
Energieversorgung ist ein wesentliches Anliegen der 
Bundesregierung. Mehr Wettbewerb im Strom- und Gas- 
bereich spielt dabei eine zentrale Rolle. Vor dem Hinter- 
grund der starken Abhängigkeit Deutschlands von fossi- 
len Energieträgern, die größtenteils importiert werden 
müssen, bleibt auch die Versorgungssicherheit weiterhin 
ein zentrales Ziel. Außerdem sollen Treibhausgasemissio- 
nen in Deutschland weiter gemindert werden. Diese Ziele 
können durch eine Energie- und Klimapolitik erreicht 
werden, die auf Energieeffizienz fußt, einen breiten Ener- 
giemix mit einem wachsenden Anteil emeuerbare Ener- 
gien beinhaltet und auf die Entwicklung und den Einsatz 
innovativer Technologien setzt. Dadurch kann eine grö- 
ßere Unabhängigkeit von fossilen Brennstoffen erreicht 
werden. 

30. Dafür hat die Bundesregierung mit dem Integrierten 
Energie- und Klimaprogramm (lEKP) die Basis geschaf- 
fen, das im vergangenen Jahr weitgehend umgesetzt 
wurde (vgl. Tabelle lfd. Nr. (49)). Mit der Verordnung zur 
Regelung der Versteigerung von Emissions-Berechtigun- 
gen ab 2010 (vgl. Tabelle lfd. Nr. (54)) hat die Bundes- 
regierung einen weiteren Schritt zur Stärkung des Emis- 
sionshandels als Klimaschutzinstrument unternommen. 

Förderung von Energieeffizienz und innovativen 
Technologien 

31 . Im Rahmen des Konjunkturpakets 1 stößt die Bun- 
desregierung mit insgesamt zusätzlich drei Milliarden 
Euro von 2009 bis 2011 weitere Investitionen in die Ener- 
gieeffizienz von Gebäuden an. Im Rahmen des Konjunk- 
turpakets 11 setzt sie in den Jahren 2009 bis 2011 insge- 
samt zusätzlich 500 Millionen Euro im Bereich Mobilität 
über Förderprogramme bzw. KfW-Kredite ein, die für die 
Förderung anwendungsorientierter Forschung im Bereich 
der Mobilität verwendet werden können. Die Elektromo- 
bilität ist hierbei der Schwerpunkt. Die Förderprogramme 
sind auf das vom Europäischen Rat beschlossene EIB- 
Programm abgestimmt. 

VII. Arbeitsmarkt auf neue Herausforderungen 
ausrichten - demografischen 
Veränderungen begegnen 

Länderspezifische Empfehlung 2 
Leitlinien 17, 18, 19, 21 

32. Anknüpfend an die Reformen der letzten Jahre, hat 
die Bundesregierung weitere Initiativen und Vorhaben 
umgesetzt, damit Arbeitsuchende schneller und passge- 
nauer in Beschäftigung vermittelt werden oder eine selb- 
ständige Erwerbstätigkeit aufnehmen können. Zu Beginn 
dieses Jahres ist das Gesetz zur Neuausrichtung der ar- 


beitsmarktpolitischen Instrumente in Kraft getreten (vgl. 
Tabelle lfd. Nr. (55)). Das Gesetz stärkt insbesondere die 
Vermittlung als Kembereich der Arbeitsmarktpolitik so- 
wie die präventiven Elemente in der Arbeitsförderung. Es 
eröffnet größere Handlungsspielräume vor Ort, um arbeit- 
suchende Menschen schneller und nachhaltiger in Er- 
werbstätigkeit zu vermitteln. Dabei werden Ausbildung 
und Weiterbildung als Schlüssel für eine erfolgreiche In- 
fegration in Beschäftigung gesfärkt. So wurde ein Rechts- 
anspruch neu eingeführt, um die Vorbereitung auf den 
nachträglichen Erwerb eines Hauptschulabschlusses zu 
fördern. 

Kurzarbeit 

33. Bei den arbeifsmarktpolifischen Maßnahmen zur 
Beschäftigungssicherung in der Krise kommt dem Instru- 
ment der Kurzarbeit eine Schlüsselfunktion zu. Um Ent- 
lassungen zu vermeiden und zudem zukunflsorientiert 
Qualifikationen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer anzupassen oder zu verbessern, hat die Bundesregie- 
rung Zugang, Finanzierung und Zeitdauer von Kurzarbeit 
modifiziert und ein ESF-Programm zur Förderung von 
Qualifizierungen für Arbeitnehmer in Kurzarbeit aufge- 
legt (vgl. Tabelle lfd. Nr. (59)). Zudem wurden weitere ar- 
beitsmarktpolitische Maßnahmen ergriffen. So erhalten 
z. B. die Arbeitsagenturen und Arbeitsgemeinschaften 
6 000 zusätzliche Stellen für Vermittlung und Betreuung. 
Die umgesetzten Maßnahmen entsprechen dem Flexicu- 
rity-Ansatz, der auf Flexibilität und schnelle Integration 
in das Erwerbsleben abstellt und gleichzeitig Beschäfti- 
gungssicherheit und soziale Absicherung fördert. 

34. Die Bekämpfung und Vermeidung von Langzeitar- 
beitslosigkeit sowie die Integration von Geringqualifi- 
zierten sind zentrale Aufgaben am deutschen Arbeits- 
markt und bilden Schwerpunkte der deutschen 
Arbeitsmarktpolitik. Ein Kemelement ist der Ausbau der 
Förderung der beruflichen Weiterbildung durch die Agen- 
turen für Arbeit und die Arbeitsgemeinschaften. 2008 er- 
folgten insgesamt rund 420 000 Eintritte in die berufliche 
Weiterbildung. Dies stellt mehr als eine Verdreifachung 
innerhalb von drei Jahren dar. 

35. Zur Verbesserung der beruflichen Kompetenzen und 
der Beschäftigungschancen von Arbeitnehmern ohne Be- 
rufsabschluss und älteren Arbeitnehmern wird in diesem 
Jahr das Sonderprogramm Weiterbildung für Geringqua- 
lifizierfe und ältere Arbeitnehmer (WeGebAU) der Bun- 
desagentur für Arbeit fortgeführt und der Mittelansatz für 
2009 verdoppelt. Zudem wurde der Anwendungsbereich 
des WeGebAU-Programmes auf alle beschäftigten Ar- 
beitnehmer erweitert, deren Berufsausbildung und letzte 
Weiterbildung schon längere Zeit zurückliegt (vgl. Ta- 
belle lfd. Nr. (63)). 

Leitlinie 18, 19 

36. Um allen Menschen, die einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen wollen, am Arbeitsmarkt Chancen zu eröff- 
nen, wurde eine Reihe von Maßnahmen und Initiativen 
fortgeführt sowie neu aufgelegt. Zur besseren Integration 
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von Jugendlichen in den Arbeitsmarkt werden z. B. Ar- 
beitgeber, die sog. Altbewerbem einen zusätzlichen Aus- 
bildungsplatz anbieten, mit dem Ausbildungsbonus ge- 
fordert (befristet bis Ende 2010; vgl. Tabelle lfd. Nr. (3)). 
Mit ihrem Gesetz zur Förderung von Familien und haus- 
haltsnahen Dienstleistungen hat die Bundesregierung 
wirksame Beschäftigungsanreize gesetzt und Familien 
bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf unterstützt - 
der zentralen Voraussetzung für die Integration in den Ar- 
beitsmarkt insbesondere von Frauen. Um die Integra- 


tionschancen älterer Menschen in den Arbeitsmarkt zu 
verbessern, wird das Bundesprogramm „Perspektive 
50plus - Beschäftigungspakte für Ältere in den Regio- 
nen“ in einer zweiten Programmphase von 2008 bis 2010 
fortgesetzt (vgl. Tabelle lfd. Nr. (64)). Die Länder unter- 
stützen und ergänzen die Aktivitäten der Bundesregie- 
rung insbesondere durch eine Vielzahl eigener Förderpro- 
gramme im Bereich der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung sowie der Qualifizierung bzw. Wiederein- 
gliederung von Arbeitslosen. 


Teil 2: 

Fortschritte seit August 2008 

I. Länderspezifische Empfehlungen, aus der Stellungnahme des Rates für Deutschland und 
ausgewählte Maßnahmen von Bund und Ländern 


Länderspezifische Empfehlungen 

Ausgewählte Maßnahmen 

1. Verhesserung der rechtlichen Rahmenhedingungen für den Wetthewerh im Dienstleistungssektor 

1.1 durch Verbesserung der Verfahren zur 
Vergabe öffentlicher Aufträge 

- Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. (17)) 

- Vereinfachung der Verdingungs- bzw. Vergabe- und Vertragsordnun- 
gen (VOL, VOF, VOB) (vgl. Tabelle lfd. Nr. (18)) 

- Sektorenverordnung (vgl. Tabelle lfd. Nr. (19)) 

1.2 durch weitere Lockerung der restrikti- 
ven Vorschriften für reglementierte Ge- 
werbe und Berufe 

- Novellierung der Honorarordnung für Archifekten und Ingenieure 
(HOAl) (vgl. Tabelle lfd. Nr. (20)) 

1.3 durch weitere Verbesserung des Zu- 
gangs zum Schienenverkehr 

- Einführung einer Anreizregulierung bei Entgehen für die Nufzung 
von Eisenbahninfrasfrukfur (vgl. Tabelle lfd. Nr. (25)) 

2. Verhesserung der Arheitsvermittlung und der Eingliederung von Geringqualifizierten und Langzeit- 
arheitslosen in den Arheitsmarkt 

2.1 Fortführung der geplanfen Maßnah- 
men zur Steigerung der Effizienz und 
Effektivität der Arbeitsvermittlung 

- Gesefz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
in Kraft getreten (vgl. Tabelle lfd. Nr. (55)) 

2.2 Förderung der Eingliederung von Ge- 
ringqualifizierten und Langzeitarbeits- 
losen in den Arbeitsmarkt im Rahmen 
eines „Flexicurity“-Konzepts, das ei- 
nen besseren Zugang zu Qualifikatio- 
nen mit verbesserten Arbeitsanreizen 
verbindet 

- Ausweitung des sog. Sonderprogramms Weiterbildung für Gering- 
qualifizierfe und älfere Arbeitnehmer (WeGebAU) (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. (63)) 

- Berufsbezogene SprachfÖrderung für Personen mif Migrafionshin- 
fergrund (ESF-BAMF-Programm) (vgl. Tabelle lfd. Nr. ((57)) 

Empfehlungen für die Länder 
des Euro-Raums 

Ausgewählte Maßnahmen 

1. Rasche und einheitliche Umsetzung an- 
hängiger oder in Vorbereitung befindli- 
cher neuer Rechtsakte über Finanz- 
dienstleistungen und Intensivierung der 
Zusammenarbeit zwischen den nationa- 
len Behörden innerhalb der EU im Hin- 
blick auf die Krisenprävention und -be- 
wältigung 

- Gesetz zur Begrenzung der mit Finanzinvestitionen verbundenen 
Risiken (Risikobegrenzungsgesetz) (vgl. Tabelle lfd. Nr. (42)) 

- Gesetz zur Umsetzung der aufsichtsrechtlichen Vorschriften der 
Zahlungsdiensterichtlinie 

(Zahlungsdiensteumsetzungsgesetz) (vgl. Tabelle lfd. Nr. (43)) 
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Empfehlungen für die Länder 
des Euro-Raums 

Ausgewählte Maßnahmen 

2. Unter Berücksichtigung der im Zuge der 
derzeitigen Wirtschaftskrise geschaffe- 
nen finanzpolitischen Anreize Ergreifen 
geeigneter Maßnahmen, um die Solidität 
ihrer öffentlichen Finanzen im Einklang 
mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt 
zu gewährleisten; ggf Beseitigung ma- 
kroökonomischer Ungleichgewichte und 
anhaltender Inflationsunterschiede oder 
in Grenzen halten von Tendenzen zu ei- 
nem unausgewogenen Wachstum 

- Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen durch die 
Föderalismusreform 11, insbesondere Verankerung einer neuen ver- 
fassungsrechtlichen Schuldenbegrenzungsregel und Einrichtung ei- 
nes Stabilitätsrates zur regelmäßigen Überwachung der Haushalte 
des Bundes und der einzelnen Länder mit dem Ziel der Vermeidung 
von Haushaltsnotlagen (vgl. Tabelle lfd. Nr. (46)) 

3. Verbesserung der Qualität der öffentli- 
chen Finanzen durch Überprüfung der 
öffentlichen Ausgaben und der Steuer- 
politik sowie durch Modernisierung der 
öffentlichen Verwaltung im Sinne gestei- 
gerter Produktivität und Innovation und 
der Verwirklichung eines dynamischen 
und wettbewerbstähigen Binnenmarkts, 
um auf diese Weise einen Beitrag zu 
Wirtschaftswachstum, Beschäftigung 

und finanzieller Nachhaltigkeit zu leis- 
ten 

- Untemehmenssteuerreform 2008 (vgl. Tabelle lfd. Nr. (38)) 

- Reform der Krankenhausfinanzierung durch ein Krankenhausfinan- 
zierungsreformgesetz (vgl. Tabelle lfd. Nr. (47)) 

4. Entschlossene Umsetzung der gemein- 
samen „Flexicurity“-Grundsätze der 
Union entsprechend den jeweiligen Ge- 
gebenheiten jedes Mitgliedstaats und 
unter umfassender Wahrung solider und 
tragtähiger öffentlicher Finanzen und 
Ergreifen von Maßnahmen zur Förde- 
rung der Mobilität der Arbeitnehmer 
über Grenzen, Regionen, Branchen und 
Berufe hinweg; engere Bindung von 
Lohnzuwächsen an die Produktivität, 
das Beschäftigungswachstum und die 
Wettbewerbstähigkeit auf gesamtwirt- 
schaftlicher, sektoraler, regionaler und 
berufsbezogener Ebene 

- Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
in Kraft getreten (vgl. Tabelle lfd. Nr. (55)) 

5. Beschleunigen der Reformen, mit denen 
die Flexibilität und der Wettbewerb auf 
den Waren- und Dienstleistungsmärkten 
verstärkt und zur Vertiefung des Binnen- 
markts beigetragen wird 

- Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie durch Bund und Länder 
(vgl. Tabelle lfd. Nr. (21)) 

- Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts (vgl. Tabelle 
lfd. Nr. (17)) 

- Sektorenverordnung (vgl. Tabelle lfd. Nr. (19)) 
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II. Tabelle: Maßnahmen und deren Stand der Umsetzung 2008 bis 2009 im Rahmen 
des Nationalen Reformprogramms 

Anmerkungen: 

- Maßnahmen der Länder werden nur exemplariseh und zusammenfassend dargestellt. 

- Zur Kennzeichnung des Status der jeweiligen Maßnahme werden für den Stand der Entscheidung folgende Katego- 
rien verwendet, die dem europäischen Rahmen folgen: 

1 = Maßnahme durch die Bundesregierung angekündigt; 

2 = öffentliche Anhörung; 

3 = Maßnahme entscheidungsreif, d. h. insbesondere bei Parlamentsvorlagen liegt ein Kabinettsbeschluss vor; 

4 = Maßnahme angenommen oder 

5 = keine der vorgenannten Kategorien ist anwendbar. 

- Für den Stand der Umsetzung der Maßnahme werden folgende Kategorien verwendet, die dem europäischen Rah- 
men folgen: 

1 = Umsetzung hat noch nicht begonnen; 

2 = Umsetzung hat begonnen; 

3 = voll umgesetzt; 

4 = Umsetzung abgebrochen oder 

5 = keine der vorgenannten Kategorien ist anwendbar. 
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